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Öffentlichkeitsbeteiligung und Ablauf des Standortauswahlverfahrens gemäß §§ 13 bis 20 Standortauswahlgesetz Jä/14.04.2015 

*Schritte und Texte in Anlehnung an StandAG, noch zu überprüfen 

 

 

§13 Ermittlung von in Betracht kommenden Standortregionen für die übertägige Erkundung 

§ 
Schritt im 

Auswahlverfahren § Aufgabenstellung* § 
Instrumente der 

Öffentlichkeitsbeteiligung* 

Ort 
(erster Vorschlag, 
noch festzulegen) 

§ 13 Ermittlung von in Betracht 
kommenden Standortregio-
nen für die übertägige Er-
kundung 

§ 13 
Abs. 1 

Der Vorhabenträger ermittelt in Betracht 
kommende Standortregionen. 

§ 9 
Abs. 3 

 
 
 
 
 
 

§ 9 
Abs. 3 

Einrichtung von Bürgerbüros an den in Betracht kom-
menden Standorten durch BfE, diese bieten der Bevölke-
rung transparente Information, fachliche Beratung und 
Aufklärung über den Stand des Vorhabens, versetzen 
alle am Prozess Beteiligten in die Lage, den Dialog mit 
der Behörde mit den notwendigen fachlichen Kenntnis-
sen zu führen. 
 
Bürgerbüros organisieren „Bürgerkonferenzen“ im Rah-
men des Bürgerdialogs; Unterstützung durch die regiona-
le Begleitgruppe 

In Betracht kommende Standort-
regionen 
 
 
 
 
 
 
In Betracht kommende Standort-
regionen und Regionen, die nicht 
in Betracht kommen 

§ 13 
Abs. 2 

Der Vorhabenträger führt für die in Betracht 
kommenden Standortregionen repräsentative 
vorläufige Sicherheitsuntersuchungen durch. 
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Der Vorhabenträger erstellt den Bericht mit 
den in Betracht kommenden Standortregio-
nen und der Auswahl von Standorten für die 
übertägige Erkundung auf Grundlage der 
zugehörigen vorläufigen Sicherheitsuntersu-
chungen. 

§ 9 
Abs. 2 

 
 
 
 

§ 10 
Abs. 1 

 
§ 11 

Abs. 2 

Der Öffentlichkeit wird die Möglichkeit zur 
Stellungnahme zum Vorschlag für in Be-
tracht kommende Standortregionen und die 
Auswahl von übertägig zu erkundenden 
Standorten gegeben 
 
Durchführung von Bürgerversammlungen 
 
 
Beteiligung betroffener Gebietskörperschaf-
ten und Träger öffentlicher Belange 

In Betracht kommende Standort-
regionen und Standorte 
 
 
 
 
In Betracht kommende Standort-
regionen 
 
In Betracht kommende Standort-
regionen 

§ 13 
Abs. 3 

Der Vorhabenträger übermittelt den Vor-
schlag für in Betracht kommende Standortre-
gionen, die zugehörigen Sicherheitsuntersu-
chungen sowie die auf dieser Grundlage ge-
troffene Auswahl von Standorten für die 
übertägige Erkundung zur Prüfung an das 
Bundesamt für kerntechnische Entsorgung 
(BfE). 

   

Beteiligung der (über-)regionalen Öffentlichkeit: 
Erörterung der Ergebnisse, die zum Vorschlag für die in Betracht kommenden Standortregionen und Standorte für die übertägige Erkundung geführt haben 
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§14 Entscheidung über übertägige Erkundung 

§ 
Schritt im 

Auswahlverfahren § Aufgabenstellung* § 
Instrumente der 

Öffentlichkeitsbeteiligung* 

Ort 
(erster Vorschlag, 
noch festzulegen) 

§ 14 Entscheidung über 
übertägige Erkundung 

§ 14 
Abs. 1 

Das BfE überprüft den Vorschlag des Vorha-
benträgers für in Betracht kommende 
Standortregionen, die vorgeschlagene Aus-
wahl der Standorte sowie die zugehörigen 
Sicherheitsanalysen. 

Will das BfE von dem Vorschlag des Vorha-
benträgers abweichen, hat es dem Vorha-
benträger zuvor Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu geben. 
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 Das BfE erstellt einen Bericht zu der Über-
prüfung der in Betracht kommenden 
Standortregionen, der vorgeschlagenen 
Auswahl der Standorte sowie der zugehöri-
gen Sicherheitsanalysen. 

§ 14 
Abs. 3 

Betroffenen Gebietskörperschaften und 
Grundstückseigentümern wird die Gele-
genheit gegeben, sich zu den für die Ent-
scheidung erheblichen Tatsachen zu äu-
ßern. 

In Betracht kommende Standort-
regionen und Standorte 

§ 14 
Abs. 2 

Das BfE übermittelt den Bericht mit den Vor-
schlägen in Betracht kommender Standortre-
gionen und den daraus auszuwählenden 
Standorten für die übertägige Erkundung an 
das Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz, Bau und Reaktorsicherheit. 

Die Bundesregierung unterrichtet den Deut-
schen Bundestag und den Bundesrat über 
die ungünstigen Gebiete, die ausgeschlos-
sen werden sollen und die zu erkundenden 
Standorte mit günstigen geologischen Eigen-
schaften. 

Über die Gebiete, die ausgeschlossen wer-
den sollen und die übertägig zu erkundenden 
Standorte wird durch Bundesgesetz ent-
schieden. 

§ 111 
Abs. 3 

ggf. Durchführung einer grenzüberschrei-
tenden Behördenbeteiligung (nach § 14j 
Abs. 1 UVPG2) im Rahmen der Strategi-
schen Umweltprüfung 

In Betracht kommende Standort-
regionen und Standorte 
 

Entscheidung über übertägig zu erkundende Standorte durch Bundesgesetz 

*Schritte und Texte in Anlehnung an StandAG, noch zu überprüfen 

                                                 
1 Kein Verweis in § 14 Abs. 2 auf § 11 Abs. 3, sondern Bezugnahme in § 11 Abs. 3 auf § 14 Abs. 2 
2 UVPG: Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
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§15 Festlegung von standortbezogenen Erkundungsprogrammen und Prüfkriterien 

§ 
Schritt im 

Auswahlverfahren § Aufgabenstellung* § 
Instrumente der 

Öffentlichkeitsbeteiligung* 

Ort 
(erster Vorschlag, 
noch festzulegen) 

§ 15 Festlegung von standortbe-
zogenen Erkundungspro-
grammen und Prüfkriterien 

§ 15 
Abs. 1 

Der Vorhabenträger hat 

1. für die übertägige Erkundung der ausge-
wählten Standorte Vorschläge für die stand-
ortbezogenen Erkundungsprogramme und 
Prüfkriterien nach Maßgabe der gemäß § 4 
Abs. 51 gesetzlich festgelegten Anforderun-
gen und Kriterien zu erstellen und 

2. diese dem BfE in einer von diesem festzu-
setzenden angemessenen Frist vorzulegen. 

§ 9 
Abs. 2 

Der Öffentlichkeit wird die Möglichkeit zur 
Stellungnahme zu den Vorschlägen für die 
standortbezogenen Erkundungsprogram-
me und Prüfkriterien gegeben 
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In Betracht kommende Standorte 

§ 15 
Abs. 2 

Das BfE legt die standortbezogenen Erkun-
dungsprogramme und Prüfkriterien fest. 

§ 10 
Abs. 1 

§ 11 
Abs. 2 

Durchführung von Bürgerversammlungen 
 

Beteiligung betroffener Gebietskörper-
schaften und Träger öffentlicher Belange 

In Betracht kommende Standorte 

§ 15  
Abs. 3 

Das BfE veröffentlicht die jeweiligen stand-
ortbezogenen Erkundungsprogramme und 
Prüfkriterien und wesentlichen Änderungen 
im Bundesanzeiger 

§ 15 
Abs. 3 

Information der Bevölkerung über die je-
weiligen standortbezogenen Erkundungs-
programme und Prüfkriterien und wesentli-
chen Änderungen aufgrund der Veröffent-
lichung im Bundesanzeiger 

In Betracht kommende Standorte 
und bundesweit 
 

*Schritte und Texte in Anlehnung an StandAG, noch zu überprüfen 

                                                 
1 § 4 Abs. 5 StandAG: „Die Ausschlusskriterien, die Mindestanforderungen, die Abwägungskriterien und die weiteren Entscheidungs- 
grundlagen werden von der Kommission als Empfehlungen erarbeitet und vom Deutschen Bundestag als Gesetz beschlossen.“ 
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§16 Übertägige Erkundung und Vorschlag für untertägige Erkundung 

§ 
Schritt im 

Auswahlverfahren § Aufgabenstellung* § 
Instrumente der 

Öffentlichkeitsbeteiligung* 

Ort 
(erster Vorschlag, 
noch festzulegen) 

§ 16 Übertägige Erkundung und 
Vorschlag für untertägige 
Erkundung 

§ 16 
Abs. 1 

Der Vorhabenträger erkundet die durch Bun-
desgesetz ausgewählten Standorte auf der 
Grundlage der standortbezogenen Erkun-
dungsprogramme übertägig. 
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§ 16 
Abs. 2 

Auf der Grundlage der Erkundungsergebnis-
se der übertägigen Erkundungen erstellt der 
Vorhabenträger weiterentwickelte vorläufige 
Sicherheitsuntersuchungen. 

Die durch Erkundung und vorläufige Sicher-
heitsuntersuchungen gewonnenen Erkennt-
nisse bewertet der Vorhabenträger nach 
Maßgabe der jeweiligen standortbezogenen 
Prüfkriterien und im Hinblick auf die Umwelt-
verträglichkeit sowie die sonstigen möglichen 
Auswirkungen von Endlagerbergwerken. 

Der Vorhabenträger schlägt dem BfE eine 
sachgerechte Standortauswahl für die Wirts-
gesteinsarten, auf die sich die weitere Er-
kundung beziehen soll, und zugehörige Er-
kundungsprogramme für die untertägige Er-
kundung vor. 

§ 9 
Abs. 2 

 
 
 
 

 
§ 101 
Abs. 1 

 

§ 11 
Abs. 2 

 

Der Öffentlichkeit wird die Möglichkeit zur 
Stellungnahme zu dem Bericht über die Er-
gebnisse der übertägigen Erkundung, deren 
Bewertung und den Vorschlägen für die un-
tertägig zu erkundenden Standorte gege-
ben. 
 

Durchführung von Bürgerversammlungen 
 
 

Beteiligung betroffener Gebietskörperschaf-
ten und Träger öffentlicher Belange 

Übertägig erkundete Standorte, 
für die untertägige Erkundung in 
Betracht kommende Standorte 
 
 
 

 
Übertägig erkundete Standorte, 
für die untertägige Erkundung in 
Betracht kommende Standorte 

Übertägig erkundete Standorte, 
für die untertägige Erkundung in 
Betracht kommende Standorte 

 

*Schritte und Texte in Anlehnung an StandAG, noch zu überprüfen 

                                                 
1 In § 10 Abs. 1 wird Bezug auf § 16 Abs. 3 genommen. § 16 Abs. 3 besagt jedoch lediglich, dass die Öffentlichkeitsbeteiligung nach den §§ 9 und 10 StandAG erfolgen soll. 



Öffentlichkeitsbeteiligung und Ablauf des Standortauswahlverfahrens gemäß §§ 13 bis 20 Standortauswahlgesetz Jä/07.05.2015 

                Seite 1 von 2 

 

§17 Auswahl für untertägige Erkundung 

§ 
Schritt im 

Auswahlverfahren § Aufgabenstellung* § 
Instrumente der 

Öffentlichkeitsbeteiligung* 

Ort 
(erster Vorschlag, 
noch festzulegen) 

§ 17 Auswahl für untertägige Er-
kundung 

§ 17 
Abs. 1 

Das BfE überprüft die vom Vorhabenträger 
weiterentwickelten Sicherheitsuntersuchun-
gen und die Standortauswahl für die untertä-
gige Erkundung. 

Will das BfE von dem Vorschlag des Vorha-
benträgers abweichen, hat es dem Vorha-
benträger zuvor Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu geben. 
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 Das BfE erstellt einen Bericht zu der Über-
prüfung der vom Vorhabenträger weiterent-
wickelten Sicherheitsuntersuchungen und die 
Standortauswahl für die untertägige Erkun-
dung. 

§ 17 
Abs. 3 

Den betroffenen kommunalen Gebietskör-
perschaften und den betroffenen Grund-
stückseigentümern ist Gelegenheit zu ge-
ben, sich zu den für die Entscheidung er-
heblichen Tatsachen zu äußern. 

Für die untertägige Erkundung in 
Betracht kommende Standorte 

  

§ 17 
Abs. 4 

Das BfE stellt durch Bescheid fest, ob das 
bisherige Standortauswahlverfahren nach 
den Anforderungen und Kriterien des Stand-
AG durchgeführt wurde und der Auswahlvor-
schlag des Vorhabenträgers diesen ent-
spricht. 

§ 17 
Abs. 4 

Der Bescheid wird öffentlich bekannt ge-
macht, die Bevölkerung kann Einsicht neh-
men. 

Gemeinden, in deren Gemeindegebiet ein 
zur untertägigen Erkundung vorgeschlage-
ner Standort liegt und deren EinwohnerIn-
nen den nach § 3 UmwRG1 anerkannten 
Vereinigungen gleichstehen, haben die Ge-
legenheit, Rechtsbehelfe gegen den Be-
scheid des BfE nach dem UmwRG zu nut-
zen. Über diese Klagen entscheidet das 
Bundesverwaltungsgericht. 

Für die untertägige Erkundung in 
Betracht kommende Standorte, 
bundesweit 

Für die untertägige Erkundung in 
Betracht kommende Standorte 

 

*Schritte und Texte in Anlehnung an StandAG, noch zu überprüfen  

                                                 
1 UmwRG: Umweltrechtsbehelfsgesetz; Gesetz über ergänzende Vorschriften zu Rechtsbehelfen in Umweltangelegenheiten nach der EG-Richtlinie 2003/35/EG 
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§17 Auswahl für untertägige Erkundung 
 

§ 
Schritt im 

Auswahlverfahren § Aufgabenstellung* § 
Instrumente der 

Öffentlichkeitsbeteiligung* 

Ort 
(erster Vorschlag, 
noch festzulegen) 

  

§ 17 
Abs. 2 

Das BfE übermittelt dem BMUB den Aus-
wahlvorschlag für die untertägig zu erkun-
denden Standorte. 

Die Bundesregierung unterrichtet den Deut-
schen Bundestag und den Bundesrat über 
den Vorschlag für die Standorte für die unter-
tägige Erkundung. 

Über die Standorte für die untertägige Er-
kundung wird durch Bundesgesetz entschie-
den. 

§ 112  
Abs. 3 

ggf. Durchführung einer grenzüberschrei-
tenden Behördenbeteiligung (nach § 14j 
Abs. 1 UVPG3) im Rahmen der Strategi-
schen Umweltprüfung 
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Entscheidung über untertägig zu erkundende Standorte durch Bundesgesetz 

 

*Schritte und Texte in Anlehnung an StandAG, noch zu überprüfen 

                                                 
2 Kein Verweis in § 17 Abs. 2 auf § 11 Abs. 3, sondern Bezugnahme in § 11 Abs. 3 auf § 17 Abs. 2 
3 UVPG: Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
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§18 Vertiefte geologische Erkundung 

§ 
Schritt im 

Auswahlverfahren § Aufgabenstellung* § 
Instrumente der 

Öffentlichkeitsbeteiligung* 

Ort 
(erster Vorschlag, 
noch festzulegen) 

§ 18 Vertiefte geologische 
Erkundung 

§ 18 
Abs. 1 

Der Vorhabenträger hat 

1. für die untertägige Erkundung der durch 
Bundesgesetz festgelegten Standorte Vor-
schläge für ein vertieftes geologisches Er-
kundungsprogramm und standortbezogene 
Prüfkriterien zu erarbeiten und  

2. diese dem BfE in einer von diesem festzu-
setzenden angemessenen Frist zusammen 
mit den für die raumordnerische Beurteilung 
erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 
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§ 18 
Abs. 2 

Das BfE legt die vertieften geologischen Er-
kundungsprogramme und standortbezogene 
Prüfkriterien fest. 
 

 
 
 

 
 

 

Das BfE veröffentlicht die vertieften geologi-
schen Erkundungsprogramme und Prüfkrite-
rien und wesentlichen Änderungen im Bun-
desanzeiger. 

§ 9 
Abs. 2 

 
 

§ 10 
Abs. 1 

 

§ 11 
Abs. 2 

Der Öffentlichkeit wird die Möglichkeit zur 
Stellungnahme zu den Vorschlägen für die 
vertieften geologischen Erkundungspro-
gramme und Prüfkriterien gegeben. 

Durchführung von Bürgerversammlungen 
 
 

Die betroffenen Gebietskörperschaften und 
Träger öffentlicher Belange werden beteiligt 

 

Der Öffentlichkeit wird die Möglichkeit ge-
geben, die vertieften geologischen Erkun-
dungsprogramme, die Prüfkriterien sowie 
die wesentlichen Änderungen zur Kenntnis 
zu nehmen. 

Für die untertägige Erkundung in 
Betracht kommende Standorte 
 
 

Für die untertägige Erkundung in 
Betracht kommende Standorte 
 

Für die untertägige Erkundung in 
Betracht kommende Standorte 

 

Für die untertägige Erkundung in 
Betracht kommende Standorte, 
bundesweit 

 

*Schritte und Texte in Anlehnung an StandAG, noch zu überprüfen 
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§18 Vertiefte geologische Erkundung 

§ 
Schritt im 

Auswahlverfahren § Aufgabenstellung* § 
Instrumente der 

Öffentlichkeitsbeteiligung* 

Ort 
(erster Vorschlag, 
noch festzulegen) 

§ 18 Vertiefte geologische 
Erkundung 

§ 18 
Abs. 3 

Der Vorhabenträger führt die untertägigen 
Erkundungen durch. 

Der Vorhabenträger erstellt auf Basis der 
durch die untertägigen Erkundungen gewon-
nenen Erkenntnisse umfassende vorläufige 
Sicherheitsuntersuchungen für die Betriebs-
phase und die Nachverschlussphase sowie 
die Unterlagen für die Umweltverträglich-
keitsprüfung hinsichtlich des Endlagerstan-
dortes nach § 6 UVP1 
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§ 18 
Abs. 4 

Der Vorhabenträger berichtet dem BfE über 
die Ergebnisse des durchgeführten vertieften 
geologischen Erkundungsprogramms und 
über die Bewertung der Erkenntnisse. 

 

Das BfE führt auf Grundlage der vom Vorha-
benträger vorgelegten Unterlagen die Um-
weltverträglichkeitsprüfung hinsichtlich des 
Standortes entsprechend den §§ 7 bis 9b 
UVP durch. 

§ 92 
Abs. 2 

Der Öffentlichkeit wird die Möglichkeit zur 
Stellungnahme zu den Erkenntnissen und 
der Bewertung der untertägigen Erkundung 
gegeben. 

 

 

 

*Schritte und Texte in Anlehnung an StandAG, noch zu überprüfen 

                                                 
1 UVP: Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
2 Kein Verweis in § 18 Abs. 4 auf § 9 Abs. 2, sondern Bezugnahme in § 9 Abs. 2 auf § 18 Abs. 4 
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§19 Abschließender Standortvergleich und Standortvorschlag 

§ 
Schritt im 

Auswahlverfahren § Aufgabenstellung* § 
Instrumente der 

Öffentlichkeitsbeteiligung* 

Ort 
(erster Vorschlag, 
noch festzulegen) 

§ 19 Abschließender Standort-
vergleich und Standortvor-
schlag 

§ 19 
Abs. 1 

Das BfE schlägt auf Grundlage der durchge-
führten Sicherheitsuntersuchungen, des Be-
richtes über die untertägige Erkundung und 
die Bewertung der gewonnenen Erkenntnis-
se, unter Abwägung sämtlicher privater und 
öffentlicher Belange sowie der Ergebnisse 
der Öffentlichkeitsbeteiligung einen Standort 
für ein Endlager für insb. Wärme entwickeln-
de Abfälle vor. 

§ 9 
Abs. 2 

 

§ 11 
Abs. 2 

 

Der Öffentlichkeit wird die Möglichkeit zur 
Stellungnahme zu dem Standortvorschlag 
gegeben. 

Die betroffenen Gebietskörperschaften und 
Träger öffentlicher Belange werden beteiligt 
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An dem in Betracht kommenden 
Standort 
 

An dem in Betracht kommenden 
Standort 

  § 191 
Abs. 2 

Den betroffenen kommunalen Gebietskör-
perschaften und den betroffenen Grund-
stückseigentümern ist Gelegenheit zu ge-
ben, sich zu den für die Entscheidung er-
heblichen Tatsachen zu äußern 

An dem in Betracht kommenden 
Standort 

  

§ 19 
Abs. 2 

Das BfE übermittelt dem BMUB den Stand-
ortvorschlag einschließlich aller dafür erfor-
derlichen Unterlagen. 

§ 10 
Abs. 1 

Durchführung von Bürgerversammlungen An dem in Betracht kommenden 
Standort 

 

*Schritte und Texte in Anlehnung an StandAG, noch zu überprüfen 

                                                 
1 Der Verweis aus § 19 Abs. 2 ist in der logischen Folge in § 19 Abs. 1 zu verorten, da er vor der Übermittlung des Standortvorschlags erfolgen soll. 
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§20 Standortentscheidung 

§ 
Schritt im 

Auswahlverfahren § Aufgabenstellung* § 
Instrumente der 

Öffentlichkeitsbeteiligung* 

Ort 
(erster Vorschlag, 
noch festzulegen) 

§ 20 Standortentscheidung § 20 
Abs. 1 

Das BMUB überprüft, ob das Standortaus-
wahlverfahren nach den Anforderungen und 
Kriterien des StandAG durchgeführt wurde. 

Die Bundesregierung schlägt dem Deutschen 
Bundestag in Form eines Gesetzentwurfes 
einen Standort vor. 
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§ 20 
Abs. 2 

Über den Standortvorschlag wird unter Ab-
wägung der betroffenen örtlichen und priva-
ten Belange durch ein Bundesgesetz ent-
schieden.  

   

  

§ 20 
Abs. 3 

Die Standortentscheidung ist für das an-
schließende Genehmigungsverfahren nach § 
9b Abs. 1a AtG1 für die Errichtung, den Be-
trieb und die Stilllegung des Endlagers ver-
bindlich. 

   

Entscheidung über den Standort durch Bundesgesetz 

 

*Schritte und Texte in Anlehnung an StandAG, noch zu überprüfen 

                                                 
1 AtG: Atomgesetz 


